
Refugee  Schulstreik  Rede  am
13.02./Berlin:  "Die  Ausbeutung
der EU kennt keine Grenzen"
Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Schülerinnen und Schüler!

Mein  Name  ist  Mo,  ich  bin  von  der  unabhängigen  Jugendorganisation
REVOLUTION und ich bin gestern aus Wien hierher geflogen, um bei eurem
Schulstreik dabei sein zu können. Warum? Dafür gibt es drei Gründe.

Erstens, weil es eine großartige Aktion ist, die ihr hier auf die Beine gestellt
habt und ich die gesehen haben musste.

Zweitens ,  wei l  wir  von  REVOLUTION  auch  in  Wien  mit  der
Flüchtlingsbewegung gekämpft haben und auf die Straße gegangen sind.

Drittens und am Wichtigsten,  weil  der Rassismus gegen Flüchtlinge kein
deutsches,  österreichisches oder schweizer Problem ist.  Die Ausgrenzung
und Unterdrückung von Migrant*innen ist ein Problem aller imperialistischen
Länder, und insbesondere ein gemeinsames Problem von Aktivist*innen in
der  EU.  Diese  Festung  Europa,  die  ihre  Grenzen  mit  Stacheldraht,
Marineschiffen  und  scharfer  Munition  verteidigt  und  ihre  herrschende
Klasse, sie kennen keine Grenzen. Keine Grenzen für ihre Ausbeutung, für
ihre Profite, für ihre Unterdrückung. Grenzen verwenden sie nur, um uns zu
spalten, auszugrenzen, unten zu halten. Deshalb ist es so wichtig, dass wir
uns gemeinsam wehren –  ob wir  eine EU-Staatsbürgerschaft  haben oder
nicht, ob wir in Deutschland leben oder woanders.

Diese EU ist kein Europa der Jugendlichen, kein Europa der Arbeiter*innen,
kein  Europa  der  unterdrückten  Migrant*innen.  Es  ist  ein  gemeinsames
Unterdrückungsprojekt des Kapitals gegen uns. Wir wollen und brauchen
nämlich keine Festung, an deren Mauern Menschenleben zerschellen. Keinen
Machtblock, dessen Armeen in Afghanistan und Mali die Zivilbevölkerung
terrorisieren um geostrategische Vorteile oder Ölvorkommen zu sichern. Wir
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brauchen es nicht, dieses Europa der Kriege und Konzerne!

Wir wollen ein Europa, das ohneGrenzen und Grenzkontrollen auskommt, ein
Europa ohne Unterdrückung, Rassismus und Ausbeutung. Wir stellen der
grenzübergreifenden Herrschaft des Kapitals die grenzenlose Freiheit eines
sozialistischen Europas entgegen.

Ich würde, zum Schluss, so gerne sagen: Wir werden es schaffen! Der Kampf
geht  weiter!  Aber  für  uns  hat  der  Kampf  eben  erst  begonnen.  Um  so
wichtiger nach diesem starken Zeichen des Kampfes weitere Aktionen folgen
zu lassen! Weitere Aktionskomitees an Schulen und Unis aufzubauen und
gemeinsam den Rassismus gegen Flüchtlinge zu beenden!

Hoch die internationale Solidarität!

Rede  von  Mo  auf  der  Berliner  Schulstreikdemonstration,
REVOLUTION-Wien
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REVOLUTION-Wien

Welche  Agenda  hat  die  große
Koalition?
Dass die große Koalition eine Regierung sozialer Angriffe ist,  war
klar.  Das  bei  sinkendem  Lohnniveau  und  Zerschlagung  sozialer
Sicherungssysteme  im  Ausland,  der  Konkurrenzdruck  auf
Deutschland zunimmt ebenso.  Welche „Reformen“ und Kürzungen
stehen auf der Agenda?

Noch  immer  wird  der  Erfolg  der  Regierung  Merkel  gefeiert:  Noch  nie
standen  so  viele  Menschen  in  Beschäftigung  und  das  Lohnniveau
Deutschlands kann mittlerweile selbst mit China mithalten. Doch wäre es
falsch zu behaupten das die CDU alleine sich die Ausbeutung, Entrechtung
und Verarmung von Millionen von Beschäftigten auf die Fahne schreiben
darf. Im Gegenteil, feierte die SPD im Frühjahr 2013 sogar den Erfolg der 10
Jahre zuvor auf den Weg gebrachten Agenda 2010 und Altkanzler Schröder
ergoss sich in Lobgesang über seine Politik der harten Hand, über allen
Widerstand hinweg.

„… und da glauben noch immer Leute, wir
vertreten die Arbeiterklasse“

Erklärtes Ziel der SPD war
es Deutschland fit für die
Herausforderungen  der
Globalisierung zu machen
und  die  bestand  für  sie
auch in der Pervertierung
der  eigentlichen  Ziele
ihrer Politik: Kürzung des
A r b e i t s l o s e n g e l d e s ,
D e r e g u l i e r u n g  d e r
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Leiharbeit,  Vermittlung
von  Arbe i ts losen  an
Le ih f i rmen  und  der
B e z a h l u n g  v o n
sogenannten  Aufstocker-
Gehälter,  zusätzlich  zu
dem  viel  zu  geringen
Einkommen  –  Auf  diese
Weise  schaffte  man  den
größten  Billiglohnsektor
Europas  und  verstieß
gegen  jedes  Prinzip  der
Sozialstaatlichkeit.  Dieser
soziale  Niedergang  wird
heute  als  großer  Erfolg
verbucht,  das  deutsche
Wirtschaftswunder.

Das passende Zitat der Zeitung ‚Die Welt‘ dazu: „Gering Qualifizierte haben
es  besonders  schwer  mit  dem dynamischen  Tempo  des  Strukturwandels
mithalten zu können. Ihr Beitrag zum Ergebnis einer Firma, rechtfertigt aus
der Sicht der Arbeitgeber oftmals nur Löhne, die unterhalb dessen liegen,
was die Gesellschaft  als  sozial  akzeptabel  empfindet.  Somit liegt auf der
Hand, was zu tun ist: es muss alles getan werden, um gering Qualifizierte
produktiver und motivierter zu machen. Dazu können arbeitsmarktpolitische
Programme einen Beitrag leisten.“

Mit  der  Feier  der  SPD  kurz  vor  Beginn  des  Wahlkampfes  wurde  ein
deutliches Signal an das deutsche Kapital gesendet: Als politischer Partner
führen  wir  auch  die  härtesten  Reformen  durch,  über  jeden  Widerstand
hinweg! Der Koalitionsvertrag ist bereits von Inhalten geprägt die Ausdruck
dieser  Angriffe  sind  –  wohl  dossiert  versteht  sich,  denn  auch  diese
„mächtige“ Koalition scheut davor zurück den Frosch ins heiße Wasser zu
werfen und dreht lieber langsam die Herdplatte auf. Eines der Flaggschiffe
des SPD-Wahlkampfes ist bereits zur Farce verkommen: Der Mindestlohn.



Nach dem lauten Tamtam der darum vollzogen wurde,  kam es jetzt  zur
lächerlichen Einigung ihn auf 8,50€ festzusetzen. Selbst nach den Angaben
der DGB ist ein Lohn der unter 8,67€ liegt, als „Armutslohn“ zu bezeichnen –
Wie soll dies dann ein Mittel gegen Armut sein?

Doch damit nicht genug. Die vollständige Einführung ist erst 2015, bereits
wirksame  Flächentarifverträge  zählen  parallel  bis  2016,  auch  wenn  sie
diesen  Betrag  unterschreiten.  Und  dazu  gibt  es  allerhand  Ausnahmen,
Ausbildende und Praktikanten etwa sind nicht miteingenommen.

Die  Höhe  dieses  Mindestlohns  soll  in  Zukunft  von  einem  Team  aus
Gewerkschaftern,  „Arbeitgeber“-Vertretern  und  Wirtschaftsexperten
ausgehandelt werden. Wer jetzt denkt, was die Inflation nicht frisst, dass
fressen die Experten, trifft den Nagel auf den Kopf: Es ist bereits sicher, dass
diese  Zusammensetzung  aus  Gewerkschaftsbürokratie  und  neoliberaler
Propheten  jeden  Wunsch  des  deutschen  Kapitals  erfüllen  werden.  Statt
einem  Mittel  gegen  Verarmung  getragen  von  den  Organen  der
Arbeiterklasse,  wurde er  jetzt  als  Mittel  gestaltet,  flächendeckend billige
Arbeitskräfte zu gewährleisten.

SPD und DGB attackieren das Streikrecht

Unter  dem  Schlagwort  Tarifeinheit  laufen  nun  schon  seit  Jahren
Vorkehrungen,  um  unliebsamer  Konkurrenten  Herr  zu  werden.  In
Unternehmen  sollen  demnach  die  Tarifverträge  Gültigkeit  haben,  deren
Mitglieder  Zahlenmäßig  am  meisten  vertreten  sind,  so  lange  dieser
Tarifvertrag Gültigkeit besitzt, ist ihr Streikrecht ausgesetzt und sie sind an
die  Fr iedenspf l icht  gebunden.  Einersei ts  schal tet  man  so
Scheingewerkschaften, wie die christlichen Gewerkschaften aus, die lediglich
Interessen der „Arbeitgeber“ verteidigen. Andererseits entledigt man sich
auch unliebsamer, kämpferischer Zusammenschlüsse, wie etwa Cockpit oder
die  Gewerkschaft  der  Lokführer,  deren  progressives  Auftreten  und
Forderungen die DGB-Gewerkschaften mehr als einmal unter Druck gesetzt
haben.

Entlastung  im  Alter,  wenigstens  ein  Lichtblick?  Zumindest  wurde  das



Renteneintrittsalter auf 63 festgelegt, nach Ableisten der 45 Beitragsjahre.
Verwirrend, wo do die SPD noch im Wahlkampf verlauten ließ man wolle die
Aussetzung  der  Rente  mit  67  aussetzen.  Das  Rentenalter  soll  aber
Schrittweise auf 65 erhöht werden. Ein weiterer Dämpfer, von dieser Lösung
profitieren  hauptsächlich  Männer,  laut  Aussage  des  Präsidenten  der
Rentenversicherung  betrifft  diese  Regelung  lediglich  jede  7.  Rentnerin.
Schon  jetzt  werden  aber  Forderungen  laut  im  Interesse  der  deutschen
Wirtschaft und dem aufkommenden Demografischen Wandel, das Rentenalter
wieder auf die geplanten 67 anzuheben oder gleich ganz an die Entwicklung
der Lebenserwartung zu koppeln. Nebenbei: Ex-SPDler Clement und früherer
Arbeitsminister findet man könne ggf. auch noch mit 80 arbeiten.

Deutschland hält sich fit – für die Globalisierung

Unentwegt verlangen Wirtschafsverbände nach Steuererleichterungen und
einer Verhinderung der Besteuerung des Finanzsektors. Lohnkosten sollen
weiter  gesenkt  und  der  Kündigungsschutz  gelockert  werden,  um  die
Wirtschaft  „produktiver“  und  flexibler  zu  Gestalten.  Steuerung  der
Zuwanderung  nach  den  Bedürfnissen  des  Arbeitsmarktes,  Senkung  der
Lohnnebenkosten um besser in Europa konkurrieren zu können. . .

Die Einsatzgruppe für Öffentlichkeitsarbeit und
direkte Kommunikation sucht den Kontakt zur

Masse

D i e  L i s t e  d i e s e r
a u s b e u t e r i s c h e n
Forderungen ist Lang.
Man  scheut  n icht
davor  zurück  das
Lebensniveau auch mit
d e n  L ä n d e r n  z u
vergleichen, die durch
d ie  Kr i se  bere i t s
zerstört  wurden  wie
etwa  Griechenland,
Spanien oder Portugal.
Dieses Vorgehen sollte
d a b e i  n i c h t
verwundern,  befindet



sich  der  Kapitalismus
d o c h  i n  e i n e m
t ö d l i c h e n
K o n k u r r e n z k a m p f
unter  verschärften
B e d i n g u n g e n .
Jederzeit  kann  die
Blase abermals Platzen
u n d  d a s  g a n z e
Wirtschaftssystem  in
sich  zusammenfallen.
So  lange  wi l l  man
jedoch  noch  Profite
einfahren.

Die  kommenden  und  gegenwärtigen  Verlierer  sind  wir  Jugendlichen.
Gemeinsam mit den GenossInnen aus den anderen Ländern erwarten uns
Kürzungen, Arbeitslosigkeit und Ausbeutung. Doch diese Situation eint uns.
Die  bürgerliche  Demokratie  wird  keine  Zugeständnisse  mehr  an  die
Arbeiterklasse  machen:  Das  Kapital  fordert,  die  Politik  liefert.  Die
Deutlichkeit dieser Situation macht uns jedoch klar, dass eine Verbesserung
der Situation nur in einem Staat der Arbeiterklasse liegen kann und ein
solcher Staat nur durch unseren aktiven Kampf dafür errichtet wird – Aus der
Klasse, für die Klasse.

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Berlin: Die Krise in Europa und
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die Neuformierung der radikalen
Linken
Ken Loach ist den meisten von uns als linker Filmemacher aus England
bekannt. Fast 30 Filme hat er in den letzten fünfzig Jahren geschaffen
unter anderem über die spanische Revolution 1936, über die Revolution in
Nicaragua 1979, über Streiks in den USA und über die Zerstörungen der
neoliberalen Politik.

Ken  Loach  ist  als  Filmemacher  und  als  Persönlichkeit  ein  engagierter
revolutionärer Sozialist. Als solcher stellt er immer auch die Frage in den
Raum,  wie  Menschen,  die  sich  wehren  sich  organisieren  könnten  oder
müssten.

Mitte 2013 ergriff Ken Loach in England die Initiative zur Gründung einer
neuen antikapitalistischen Partei, der „Left Unity“, die von unten aufgebaut
werden soll  und die  möglichst  ein  lebendiges  und breites  Spektrum der
antikapitalistischen Strömungen vereinen sollte. Darüber wird er uns an der
Veranstaltung berichten.

Die Veranstaltung findet ungewohnterweise am Vormittag statt,  weil  Ken
Loach, der an dem Berliner Filmfestival für sein Lebenswerk geehrt wird,
einen äusserst gedrängten Terminplan hat. Die Veranstaltung wird aufgrund
der knappen Zeit pünktlich beginnen.

Freitag  |  14.  Februar  |  10  –  12  Uhr  |  Haus  der  Demokratie  |
Greifswalderstr. 4

(Vom Alexanderplatz bis zum Haus der Demokratie sind es 1,1 km oder 7
Minuten mit Strassenbahn M4, Richtung Zingster Str.)

Veranstalter:

Neue antikapitalistische Organisation (NaO), an deren Prozess sich
auch REVOLUTION beteiligt
Arbeitskreis Internationalismus der IG Metall (AKI)
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Forum Betrieb, Gewerkschaft und soziale Bewegungen
Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin

Studentenproteste  in
Großbritannien:  Kick  cops  off
campus!

In Universitätsleitungen wird brutal gegen eine Welle von studentischen
Besetzungen  vorgegangen.  Die  Unterdrückung  des  Rechtes  auf

Demonstration  markiert  den  Anfang  vom  Ende  im  Kampf  um  die
Vermarktung  der  höheren  Bildung.

An  vielen  Universitäten  sollen  einstweilige  Verfügungen  jegliche
Protestaktionen verhindern. Widersetzen sich StudentInnen den richterlichen
Verfügungen, schlägt die Polizei die Aufmüpfigen nieder – mit Schlagstöcken
und Stiefeln. In London wurden StudentInnen an den Haaren gezogen oder
attackiert  bis  Blut  floss.  Michael  Chessum,  Vorsitzender  der  UoL-Union
beschreibt die Übergriffe als „mit das Übelste und Brutalste was ich seit
langer Zeit auf dem Campus erlebt habe“.

In  Sussex  wurden  fünf  Studenten  von  der  Uni  verwiesen,  weil  sie  an
Protestaktionen gegen Privatisierung und Stellenkürzungen teilgenommen
hatten. Die besetzten Büros auf Führungsebene im Senat House in London
wurden  durch  spezielle  Polizeieinheiten  zwangsgeräumt.  Einundvierzig
StudentInnen  wurden  bislang  festgenommen.  Die  Polizei  erließ
Räumungsbefehle, nach denen sich StudentInnen nicht in Gruppen von mehr
als  vier  Leuten versammeln dürfen,  ausgenommen sind Vorlesungen und
Seminare.

Die Motivation, die hinter diesen unvorhersehbaren Maßnahmen steckt, ist
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klar: ein Wiederaufleben der Studentenproteste gegen die Privatisierung der
höheren  Bildung  gefährdet  die  erhoffte  Etablierung  von  Wissen  als
marktwirtschaftliches  Gut.

Das harte Durchgreifen der Gerichte und Polizei um Studentenproteste zu
unterbinden  zeigt  deutlich,  dass  der  Vizekanzler  vom  Staat  vollste
Unterstützung  erhält,  um  die  angestrebten  Reformen  mit  allen
„notwendigen“  Mitteln  durchzuboxen.

Die  UniversitätsleiterInnen  sind  die  (maßlos  überbezahlten)
InteressensvertreterInnen des Kapitals im Sektor der höheren Bildung – und
erfüllen die gleiche Funktion wie die LeiterInnen der Akademien und der
freien Schulen.

Eine gefährliche Einheit

StudentInnen können sich heutzutage glücklich schätzen, wenn ihnen das
Schicksal  ihrer  Zeitgenossen erspart  bleibt  –  Arbeitslosigkeit,  Sozialhilfe,
Mindestlohn ohne gesicherte Arbeitszeit.  Gleichzeitig plagen sich viel mit
unsicheren Nebenjobs  um sich über  Wasser  zu halten und die  Last  von
Schulden tragen zu können – die letzten Endes in die Taschen der Elite-
Universitätsleitung fließen – und trotzdem schwinden ihre Aussichten auf
einen gesicherten Arbeitsplatz immer mehr dahin.

Unter diesen Umständen fällt es den Studenten leicht, sich mit den unter
bezahlten, gefährlichen und ausgegliederten Arbeitern zu identifizieren, die
die Hallen der Residenzen und die Büros der Führungsebenen sauber halten.

Der immense Erfolg der Tres Cosas Kampagne ist Aushängeschild für den
Kampf,  den  Slogan  „students  and  workers  unite  and  fight“  in  die  Tat
umzusetzen und Studierende und Arbeiter zu vereinen. Solidarität, die große
Losung von 2010, wurde zur Waffe von 2013.

Diese Verlagerung im Bewusstsein einer kleinen, aber aggressiven Schicht
von Studenten – dieselben die schon 2010 an Schulen und Junior-Colleges
gegen Polizeikräfte kämpften – ist gleichsam unsere größte Stärke und der
Alptraum der Universitätsleitung.



Jagt die Polizei vom Campus

Der  massenhafte  Widerstand  2010  bewies,  dass  die  Regierung  die
Auseinandersetzung verloren hatte, selbst wenn sie einen Sieg davon tragen
konnte.  Die  Universitätsleitung  musste  sich  nun  auf  die  Polizei  als
schlagende Kraft verlassen, welche die Vermarktung der Hochschulbildung
weiter vorantreiben konnte.

Die Polizeikräfte kamen nicht auf den Campus um jene zu schützen die
dort studieren und arbeiten. Sie kamen als Repräsentant des Kapitals
welches von der Privatisierung der Bildung seinen Profit schlagen will.

Der Kampf die Bullen vom Campus zu vertreiben, ist mehr als ein bloßer
Ausdruck von Feindseligkeit gegenüber Polizeikräften, welche im Interesse
der  Universitätsleitung  Studenten  schikanieren,  prügeln  und  festnehmen
lassen.  Das  Verständnis  dafür  ist  die  nötige  Voraussetzung  für  die
Mobilisierung  von  Widerstand  gegen  die  Privatisierung  unserer  Bildung.
Wenn  es  uns  nicht  gelingt,  einen  sicheren  Raum  für  demokratische
Strukturen in  unseren Hochschulen zu schaffen,  wird es  uns auch nicht
möglich sein die Masse der Studenten zu Mobilisieren.

Aber  die  Repression  welche von der  Leitung der  Universität  losgetreten
wurde, kann sehr wohl der Funke sein, welcher eine neue, stärkere und
politisch tiefschürfendere Studentenbewegung entfachen kann.  Aus Angst
davor ziehen die Regierung, Leitung und die Repressionsorgane an einem
Strang, um diese Bewegung bereits in ihrem Keim zu ersticken. Eine schnelle
und andauernde Gegenwehr der Masse an Studenten, kann diesen Angriff
auf unser Recht auf Protest bezwingen.

 

Wir rufen alle StudentInnen dazu auf:

Verteidigt  das  Recht  auf  Protest:  die  Anklagen  müssen  fallen
gelassen werden, Beendigung des Demonstrationsverbots auf dem
Campus;  keine  Kriminalisierung  der  beteiligten  Studenten  und
Angestellten. Alle PolizistInnen die an Attacken gegen StudentInnen
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beteiligt waren, müssen verurteilt werden.
Für die Verteidigung der Bildung: Beteiligt  euch an der Week of
Action gegen die Privatisierung von Studiendarlehen im Februar.
StudentInnen und ArbeiterInnen vereinigt euch: Solidarität mit dem
Kampf  der  Gewerkschaften  im  Bildungsbereich  für  angemessene
Löhne. Unterstützt die Tres Cosas Campaign und Streik im Januar.
Für  die  Errichtung  ein  schlagkräftigen  Studentenbewegung:  Die
‘National Campaign Against Fees and Cuts‘ und die SAAA müssen
eine landesweite Versammlung zur Verteidigung der Bildung und zur
Zusammenführung  aller  lokalen  Komitees  und  Netzwerke
organisieren,  und  dadurch  die  Grundlage  für  einen  koordinierten
Widerstand im Jahr 2014 schaffen.

Artikel von KD Tait, Workers Power (England)

„Government  Shutdown“  wegen
„Obamacare“

Das neue Haushaltsjahr begann für die USA mit einigen Schwierigkeiten.
Da am Stichtag 1. Oktober die Haushaltsmittel noch nicht vom Kongress
bewilligt waren, mussten am nächsten Tag rund 800.000 Staatsbedienstete in
unbefristeten, unbezahlten Urlaub geschickt werden. Touristische Ziele wie
Nationalparks und die Freiheitsstatue blieben geschlossen, die Zollstellen
arbeiteten  mit  halber  Besetzung,  Gerichtsverhandlungen  und  andere
Verfahren  der  US-Bürokratie  mussten  verschoben  werden  unangetastet
blieben jedoch beispielsweise Polizei, Geheimdienste und Teile des Militärs.
Problematisch wurde es außerdem für diverse Rüstungskonzerne wie BAE
Systems und United Technologies, welche das US-Militär direkt beliefern,
aber auch für andere Unternehmen (z.B. Boeing, Airbus), die aus den USA
exportieren. Bei allen gingen tausende Angestellte ohne Gehalt nach Hause
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und auf Grund fehlender Dokumente und einem verzögerten Zollverfahren
wurden  hohe  Profiteinbußen  verzeichnet,  was  sich  auch  an  der  Börse
bemerkbar  machte.  Die  Schätzung  der  Schäden  des  insgesamt  16  Tage
andauernden Shutdowns liegen bei 24 Milliarden Dollar. Die Gehälter der
Beamt*innen  sollen  nun  rückwirkend  bezahlt  werden.  Doch  wie  kam es
überhaupt dazu zu einem derartigen Debakel?

Senat,  Repräsentantenhaus  und  Präsident  müssen  sich  über  eine  neue
rechtliche Grundlage für die Bewilligung von Haushaltsmitteln einigen, wenn
die bisherige ausläuft. Der Vorschlag der Demokraten sah eine Anhebung der
Schuldengrenze,  sowie  die  Krankenversicherungsreform  von  Präsident
Obama vor.  Die  republikanische Mehrheit  im Repräsentantenhaus jedoch
lehnt „Obamacare“ ab. Die Opposition gibt die damit verbundenen erhöhten
Gesundheitsausgaben  und  Steuererhöhungen  als  Grund  an  undwollen
verhindern,  dass  sich  der  Staat  vermehrt  in  das  unübersichtliche
Versicherungssystem einmischt. Das wäre ja schon fast Kommunismus. Seit
Monaten  läuft  die  Kampagne  gegen  die  Reform,  welche  den
Versicherungsmarkt transparenter gestalten soll. Um diese also zumindest zu
verzögern verabschiedeten sie einen Gegenvorschlag und blockierten so die
Haushaltsbewilligung. Der Regierungsapparat musste herunterfahren. Hinzu
kommt noch, dass ohne eine neue Schuldenobergrenze am 17. Oktober das
Maximum der Staatsverschuldung von 16,7 Billionen $ erreicht worden wäre.
Ohne die Möglichkeit, neue Kredite aufzunehmen, wäre ein Staatsbankrott
unumgänglich gewesen, welcher ein Chaos in Finanzsystem und Wirtschaft
ausgelöst und die Situation der Bevölkerung noch verschlimmert hätte.

Nach mehr als zwei Wochen einigten sich Demokraten und Republikaner
endlich auf einen Übergangshaushalt. Die Schuldenobergrenze wird soweit
angehoben,  dass  die  USA  mindestens  bis  zum  7.  Februar  2014  liquide
bleiben.  Alle  lahmgelegten  Verwaltungen  und  Einrichtungen  haben
mittlerweile ihre Arbeit wieder aufgenommen. Die Republikaner haben eine
Verschiebung von „Obamacare“ auf nächstes Jahr und die Abschaffung einer
Steuer auf medizinische Geräte erreicht. Als Sieg kann man das jedoch nicht
bezeichnen,  ein  großer  Teil  der  Menschen  ist  mit  dem  Vorgehen  der
Republikaner unzufrieden und gibt ihnen die Schuld an den Auswirkungen



der Blockade,  wie den nicht  erhaltenen Gehältern,  der Gefährdung ihrer
Arbeitsplätze sowie der gesamten Wirtschaft. Besonders die Tea Party ist
laut Umfragen in ihrem Ansehen gefallen, immer weniger Amerikaner*innen
haben Illusionen in die Politik der Konservativen. Doch der Shutdown ist
auch ein Armutszeugnis für die gesamte amerikanische Regierung und den
bürgerlichen Staat an sich. Es wurde wieder einmal deutlich gemacht, dass
er unfähig ist, die Interessen der lohnabhängigen Bevölkerung zu vertreten,
nur ein Werkzeug der Kapitalistenklasse darstellt und abgeschafft gehört.

 Ein Artikel von Felix Ernst, REVOLUTION

Große  Koalition:  Koalition  fürs
Kapital
Vor rund 8 Wochen gab es nun Bundestagswahlen in Deutschland.
Dabei erreichte die bürgerliche CDU ein historisches Ergebnis von
41,5% und gewann somit 7,7% im Vergleich zu 2009 hinzu. Dass die
liberale FDP mit 4,8% aus dem Parlament geflogen ist, ist für uns
Jugendliche zwar ein Trost, wenn auch nur ein kleiner. Denn trotz
FDP  Wahlniederlage  konnte  sich  Merkel  als  Symbol  für
wirtschaftliche Stabilität und den insgesamt noch recht guten Stand
der  deutschen  Wirtschaft  etablieren  und  ihr  Amt  als  Kanzlerin
behalten. Hinzu kommt, dass die konservativ rechts-populistische AfD
um  Haaresbreite  in  den  Bundestageingezogen  wäre,  und  das  6
Monate  nach  ihrer  Parteigründung.  Somit  ist  die  Schwarz/Gelbe
Regierung zwar abgewählt, Grund zum Jubeln besteht aber trotzdem
nicht.

Die  Taktik  der  SPD sich  im Wahlkampf  durch  Forderungen nach  einem
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Mindestlohn und der Erhöhung der Steuern für Reiche, als links dazustellen
um somit mehr Stimmen der Jugend und Arbeiterklasse auf sich zuziehen
ging nur minimal auf, sie bekam am Ende nur 25,7 % was ein minimales Plus
von 2,7% der Stimmen bedeutet. Die LINKE hingegen, welche im Wahlkampf
die  weitest  gehenden  Forderungen  im  Interesse  der  Jugend  und
Arbeiterklasse  gestellt  hat(Mindestlohn,  Abschaffung  der  Rente67/Hatz4,
Ende des Afghanistan Einsatzes, etc. . .) und im Gegensatz zur SPD dies auch
schon immer tat kam auf nur 8,6% der Stimmen was ein Verlust von 3,3% im
Vergleich zur Wahl vor 4 Jahren bedeutet. Doch was sind die Gründe hinter
diesem  Wahlergebnis  der  Partei,  die  sich  trotz  ihrer  reformistischen
Ausrichtung,  am  kritischsten  dem  Kapitalismus  gegenüber  gab?

Einerseits waren wohl viele früheren LINKE Wähler*innen enttäuscht von
deren Politik auf Landes und Kommunalebene, auf denen sich die Partei
genauso in das bürgerliche Krisenmanagement einordnet wie alle anderen
auch,  andererseits  zeigte  sich  die  LINKE  in  den  letzten  Jahren  vielen
Aktivistin*innen auf der Straße alles andere als kämpferisch, zwar wurden
alle Groß-Mobilisierungen formell  unterstützt,  selbst  mobilisierte sie aber
meistens nie dem Ausmaß ihrer Möglichkeiten entsprechend, genauso wie sie
oft  versäumte  sich  aktiv  in  soziale  Bewegungen,  Kämpfe  und  Streiks
einzubringen und diese voranzutreiben. Dasselbe gilt für die Beteiligung in
Gewerkschaften, dort hätte sie ihre Strukturen und ihren Einfluss ausnützen
müssen um eine kämpferische Plattform aufzubauen die in Opposition zur
gängigen  Sozialpartnerschaftlichkeit,  dem  Krisenmanagement  und  dem
häufigen  Verrat  der  SPD  dominierten  DGB  Gewerkschaften  steht.

Insgesamt  kann  gesagt  werden,  dass  die  relative  soziale  Ruhe  und  die
wirtschaftliche Stabilität Deutschlands genau in die Hände der CDU spielte,
und  die  beiden  bürgerlichen  Arbeiterparteien  SPD  und  LINKE  Stimmen
kostete. Da sich die CDU mit der Absage für eine Zweitstimmenkampagne für
die FDP, schon im Vorhinein indirekt für eine große Koalition ausgesprochen
hat, und die SPD kategorisch jede Zusammenarbeit mit der LINKEN ablehnt,
stehen wohl alle Zeichen auf Schwarz/Rot.

In den laufenden Koalitionsverhandlungen wurde auch schnell klar wie es
wirklich um die Forderungen der SPD und die zukünftige Regierung bestellt



ist.  Um  der  CDU  entgegenzukommen  wurden  relativ  schnell  viele
Forderungen fallengelassen, so z.B. die Erhöhung der Reichensteuer. Der
lächerliche  Mindestlohn  von  8,50€  (ungefähr.  1000€  Netto  bei  einer  40
Stundenwoche) steht zwar noch zur Debatte, aber auch nur weil sonst die
verbliebene Parteibasis, die ohnehin schon mehrheitlich gegen eine große
Koalition ist, nur noch weiter in Aufruhr gebracht werden würde. Dabei ist
davon auszugehen, dass der Mindestlohn falls er wirklich von Schwarz/Rot
durchgesetzt  wird,  an Versprechen an das Kapital  knüpfen wird,  so sind
schon Infrastruktur Investitionen von 12 Milliarden € beschlossen. Zudem
sind im Fall eines neuen wirtschaftlichen Abschwungs Kürzungen und soziale
Angriffe der kommenden Regierung wohl außer Frage um den bürgerlichen
Staat sowie das deutsche Industrie- und Finanzkapital zu retten.

Das die Sozialdemokraten hierzu bereit sind zeigten sie spätestens ab 2001
unter Schröder mit Einführung der Agenda 2010, welche heutzutage immer
noch von Mitgliedern des Parteivorstandes als wichtigster Schritt  für die
Zukunft „Deutschlands“ in den letzten 10 Jahren dargestellt wird. Zudem hat
die SPD in der letzten großen Koalition alle Kürzungsentscheidungen, sowie
Bankenhilfen  in  Deutschland  und  Europa  in  der  Krise  2008/2009
mitgetragen.

Für uns Jugendliche hat die neue Regierung also nicht viel übrig. Bei den
nächsten Anzeichen des ökonomischen Abschwungs – und die momentane
Lage sieht sehr nach einer Wiederkehr einer globalen Kriese aus – werden
wieder Bildungs- und Sozialausgaben gestrichen und den Kapitalisten unser
Geld hinterher geschmissen. Deswegen muss es vor dem Hintergrund der
Krise für uns Jugendliche vor allem darum gehen Widerstand gegen Staat
und Kapital aufzubauen und uns selber zu organisieren. Die Beispiele aus
Spanien und Griechenland zeigen aber, dass trotz massenhaftem Widerstand
und  mehreren  eintägigen  Generalstreiks  die  Lage  nicht  zwangsläufig
verbessert werden kann bzw. Staat und Kapital ihre Angriffe und Kürzungen
zurück nehmen.

Deshalb ist es umso wichtiger für uns ein einheitliches Aktionsprogramm
gegen die Krise aufstellen und gemeinsam zu beschließen. Dieses Programm
muss  aufzeigen  wie  wir  gemeinsam  aktiv  gegen  die  Krise  und  deren



Verursacher vorgehen und diese in unserem Interesse lösen. Darin dürfen
wir uns nicht in unsren Aktionsformen beschränken – nur der unbegrenzte
politische  Generalstreik  wird  so  viel  Druck  aufbauen  können  um  die
Herrschenden  wirklich  zu  bewegen  und  anzugreifen.

Zusätzlich  wird  es  unabdingbar  sein,  dass  wir  uns  mit  kämpfenden
Jugendlichen in anderen Ländern verbinden und gemeinsam organisieren.
Die  Handlungen  der  Troika  zeigen,  dass  die  einzelnen  nationalen
Kapitalfraktionen längst international organisiert sind und dort wo es ein
gemeinsames Interesse gibt, wie 8 bei der Abwälzung der Schuldenlasten auf
die Arbeiterklasse und Jugend koordiniert vorgehen. Dem müssen wir eine
ebenso  Internationale  Bewegung und  Organisation  der  Jugendlichen  und
Arbeiter*Innnen entgegensetzen. Die „europäischen“ Streikaktionen am 14.
November 2012 waren ein erster Schritt in diese Richtung und zeigen im
Kleinstmaßstab, dass dies möglich ist. Ein erster Schritt wäre eine militante
Massendemonstration gegen die  EZB Eröffnung im Frühjahr  2014.  Denn
schlussendlich liegt es an uns den europäischen Widerstand zu organisieren
und für unsere Interessen gegen Schwarz/Rot und das Krisenmanagement
des Kapitalismus zu kämpfen.

Your Crisis – Our Solution – Revolution!

Ein Artikel von David Pfeifer

Lampedusa ist Mord!

Vor wenigen Wochen kenterte ein Boot mit über 500 Flüchtlingen aus
Afrika, nur 155 konnten gerettet werden, dies war allerdings kein
Unglück, sondern die logische Folge der EU-Außen- und Asylpolitik.

Im Mittelmeer ist das seit Jahrzehnten der
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Normalfall. Seit Anfang Oktober gab es 4 (bekannte) weitere Kenterungen
mit mindestens 50 Toten. Nach Schätzungen der Hilfsorganisation Fortress
Europe kamen allein im Jahr 2011 mehr als 2300 Menschen bei ihrer Flucht
in den Gewässern rund um Lampedusa ums Leben. Seit 1994 ertranken mehr
als 6800 Flüchtlinge auf dem Weg zur Mittelmeerinsel.

Die Toten werden nicht nur billigend in Kauf genommen, es wird sogar aktive
Beihilfe zum Ertrinken geleistet. In Italien und Malta gibt es Gesetze, die es
z.B. Fischern verbieten Flüchtlingen zu helfen, es droht eine mehrjährige
Haftstrafe.  Augenzeugenberichte  aus  Lampedusa  prangern  vor  allem die
Küstenwache an, welche Fischer, die Menschen retteten, behinderten. Für
eine Rettungsaktion in 500m Entfernung zur Küste, brauchte es schließlich
45 Minuten bis  man sie  aufs  Wasser  ließ und sie  bei  der  Unglückstelle
eintrafen. Von der EU-Grenzschutzagentur Frontex ganz zu schweigen. Diese
sind  zwar  auf  offenem  Meer  immer  in  Aktion,  wenn  es  darum  geht,
Flüchtlingsboote aufzubringen (stoppen und entern) und ihnen Wasser und
Hilfe  zu  verweigern,  vor  Lampedusa  waren  sie  und  ihre  Hightech-
Ausrüstungen nicht einmal vor Ort. Nach eigenen (! ) Angaben gibt es jedes
Jahr 5 bis 10 Fälle, bei denen Boote in internationalen Gewässern illegal
zurückgeschickt werden. Die Dunkelziffer ist nur zu erahnen.

 In Deutschland hat Innenminister Friedrich das Problem freilich sofort
erkannt: „Fest steht, dass wir noch stärker die Netzwerke organisierter und
ausbeuterischer  Schleusungskriminalität  bekämpfen  müssen“,  sagte  der
CSU-Politiker der „Welt am Sonntag“. Dass Tausende Menschen vor Armut,
Bürgerkrieg und politischer, ethnischer oder sexueller Verfolgung fliehen,
interessiert also nicht. Dass die BRD nur 1,5 % aller Asylanträge zustimmt,
fällt genauso unter den Tisch. Sind die Flüchtlinge aber bis nach Deutschland
gekommen, erwartet sie so einiges. Seien es rassistische Angriffe, wie in
München  oder  Berlin  Marzahn-Hellersdorf,  Verweigerung  von
Notunterkünften,  wie  in  Hamburg  und  rassistische  Gesetze  jeglicher
Couleur,  sei  es die Residenzpflicht,  die es Asylbewerbern verbietet  ihren
Landkreis  zu  verlassen,  Polizeirepression  durch  ständige  Kontrollen  von
Menschen  anderer  Hautfarbe  rund  um  Asylheime  und  Quartiere.  Viele
Menschen- und Bürgerrechte gelten für Geduldete und AsylbewerberInnen



erst  gar  nicht,  z.B.  das  Recht  auf  Arbeit  oder  das  passive,  wie  aktive
Wahlrecht.

Die Grundlage für die EU-Grenzpolitik ist das Schengener Abkommen, dass
1995  in  Kraft  trat,  damit  wurden  die  inneren  Grenzen  aufgehoben,
gleichzeitig regelt es die Asyl- und Einwanderungspolitik der beigetretenen
Länder.  Der  Auftrag  von  Frontex  lautet,  die  Mitgliedsstaaten  darin  zu
unterstützen,  die  Schengen-Außengrenzen  vor  „illegalen  Aktivitäten“  wie
Schlepperei,  Drogenhandel  oder  illegaler  Migration  zu  schützen.  Dafür
stellen  Kommission,  EU-Parlament  und  die  Mitgliedstaaten  der  Agentur
mehrere  Millionen  Euro  jährlich  zur  Verfügung,  aktuell  sind  es  ca.  88
Millionen  Euro.  Seither  wird  der  Kampf  gegen  Flüchtlinge  mit  immer
perverseren  Mitteln  geführt,  Herzschlagdetektoren,  LKW-  und  Schiffs-
Röntgengeräte und Atemluftscanner sind in Ländern wie Frankreich, Italien
oder Spanien Teil der Standardausrüstung.

Neben dem Schengener Abkommen sorgt vor allem die Dublin II-Verordnung
für soziale Ungerechtigkeit. So ist dadurch geregelt, dass sich alle Länder
zwar an der  Migrationsbekämpfung beteiligen,  die  Möglichkeit  für  einen
Asylantrag ist aber nur im Einreiseland möglich. Die meisten Abschiebungen
in Deutschland gehen daher nicht zurück in das jeweilige Ursprungsland des
Flüchtlings,  sondern jede 5.  Abschiebung geht nach Italien.  Dort,  und in
anderen Grenzländern der EU landen sie dann in völlig menschenunwürdigen
Unterkünften, bzw. Zeltstädten, die viel zu klein sind, meist gibt es nicht
einmal  sauberes  Wasser.  Es  ist  kein  Einzelfall,  dass  Lager,  die  für  200
Menschen ausgelegt sind von 1000 oder mehr bewohnt werden. Die Lage hat
sich in den letzten Jahren so dramatisch verschlechtert, dass selbst deutsche
Richter die Abschiebung nach Italien,  im speziellen Süditalien,  vereinzelt
verhindert haben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sagte, nach
Auswertung  aller  vorliegender  Erkenntnisse  ergebe  sich  das  Bild,  „dass
Italien  trotz  vorhandener  Mängel  und  einzelner  Missstände  über  ein
funktionierendes  Asylverfahren  gemäß  den  Standards  der  Europäischen
Union  verfügt“.  Es  gebe  daher  keinen  Grund,  die  bisherige
Rückführungspraxis  zu  ändern.



 ALL REFUGEES ARE WELCOME!

Bei allem Respekt für die RichterInnen, die sich vereinzelt über geltendes
Recht hinweggesetzt haben, verbessert sich so die Situation leider für nicht
einmal ein Dutzend Flüchtlinge und für die auch nur marginal.  Deutsche
Asylbewerberheime sind meist abgelegen von Innenstadt und Nahverkehr
oder auch in Schulen, die z.B. aufgrund wegen Asbestverseuchung schließen
mussten,  aber  für  Flüchtlinge,  so  ist  sich  unser  Innenminister  Friedrich
sicher, reicht das vollkommen aus.

Also ist es mal wieder an uns, an den RevolutionärInnen, den Jugendlichen
und allen Menschen, die sich mit Flüchtlingen und Verfolgten solidarisieren,
auf die Straße zu gehen, mit ihnen für unsere Rechte zu kämpfen und den
staatlichen Rassismus zu bekämpfen, wo es nur geht.

Kampf dem Rassismus!

Volle StaatsbürgerInnenrechte für alle, die in Deutschland leben!

Weg mit  den Beschränkungen durch Schengen und Dublin II,  für  offene
Grenzen!

Volles Asylrecht für alle Flüchtlinge! Für das Recht der Verwendung der
Muttersprache v.a. bei Ämtern, Behörden und Verträgen!Für mehrsprachige
Kitas  und  Schulen  durch  die  Einstellung  migrantischer  LehrerInnen und
ErzieherInnen!

Kostenloser Deutschunterricht für alle MigrantInnen! Für den Kampf gegen
Diskriminierung, ob bei der Wohnungssuche, in Gewerkschaften und für die
Kontrolle  des  Asylrechts  durch  MigrantInnenausschüsse  und
ArbeiterInnenorganisationen!

Hans Peter Friedrich und Co. nach Süditalien abschieben (entspricht ja EU-
Standards)!

Ein Artikel von Carl Marks, REVO Freiburg



Solidarität  mit  Bäuml,  Freiheit
für alle politischen Gefangenen!
Unser Freund und Genosse Bäuml wurde Mitte Oktober von der Polizei
inhaftiert. Der „Grund“ dafür war, dass er einige Zeit zuvor von einer
Hundertschaft  der  Polizei  mit  einem  „All  Cops  are  Bastards“  T-Shirt
aufgegriffen wurde. Seit einiger Zeit versucht der Staat nun die öffentliche
Meinungsfreiheit einzuschränken und Präzedenzfälle zu schaffen, um linke
und antifaschistische Aktivist*innen zu kriminalisieren.

In Bäuml einem Arbeitslosen und Obdachlosen Genossen dachten sie ein
brauchbares Opfer gefunden zu haben. Für seine „Straftat“ sollte er zum
Schluss 650 Euro bezahlen. Die Briefe erhielt er natürlich nie, da ihm ein
Postfach fehlt. Anwaltliche Hilfe konnte er sich auch nachdem er von der
Polizei  bei  einer  willkürlichen  Polizeikontrolle  aufgegriffen  wurde  nicht
leisten.

Durch  die  Tatkräftige  Hilfe  von  GenossInnen  –  ebenfalls  junge
Arbeiter*innen,  Arbeitslose  und  Schüler*innen  –  unserer  Organisation,
konnten wir in den letzten zwei Wochen die restlichen rund 450 Euro privat
zusammenlegen.

Morgen  wollen  wir  unseren  Genossen  Bäuml  gemeinsam  aus  der
Vollzugsanstalt Plötzensee am Friedrich-Olbricht-Damm 36 in Berlin um 8
Uhr  abholen,  nachdem  wir  die  ausstehende  Strafe  bezahlt  haben.  Auf
Aktivist*innen  und  Freunde,  die  sich  mit  Bäuml  solidarisieren  möchten,
freuen wir  uns sehr.  Außerdem werden wir  in  zwei  Wochen eine kleine
Solidaritätsparty im „Unabhängigen Jugendzentrum Pankow“ veranstalten.
Über Spenden, um die entstandenen Kosten zu decken, würden Bäuml und
wir uns natürlich sehr freuen.

Dieser Angriff ist ein Angriff auf uns alle. Er zeigt auch, wie viel dieser Staat
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auf die Meinungsfreiheit von linken und revolutionären Aktivist*innen gibt –
nämlich nichts, wenn er die Möglichkeit hat sie zu unterdrücken. Deshalb ist
unsere  Solidarität  mit  allen  politischen  und  aus  Armut  (wie  die  vielen
Schwarzfahrer, die in Berlin inhaftiert sind) Gefangenen so wichtig!

Freiheit für alle politischen und aus Armut Gefangenen!
Schluss  mit  der  Polizeiwillkür:  Für  das  Verbot  von  willkürlichen
Polizeikontrollen, „Platzverweisen“ und Identitätskontrollen!
Weg  mit  reaktionären  Gesetzen  wie  §129  a  und  b,  Weg  mit
reaktionären Versammlungsgesetzen und der Kriminalisierung linker
Meinungen und der Kritik an staatlichen Institutionen („All Cops are
Bastards“)

Reflektion,  Neuordnung,
Widerstand  –  Die  Türkei  nach
dem heißen Sommer
Nach den Ereignissen, die eine unglaubliche Massenbewegung auf die
Straße  brachten  und  eine  Welle  weltweiter  Solidarität  ausgelöst
haben, stellt sich die Frage, wie die Situation der Protestbewegung
jetzt  aussieht.  Millionen  von  Menschen protestierten  von  Mai  bis
August auf den Straßen, um gegen die Bebauung des Gezi-Parks und
letztendlich gegen die rigorose Politik der  ultrakonservativen AKP
und forderten den Rücktritt des Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan.
Doch  d ie  Med ien  in teress ie ren  s i ch  wen ig  für  d ie
Einschüchterungskampagne,  die  Erdogan  jetzt  gegen  seine
politischen  Gegner  fährt.

Aktivisten werden mit Prozessen bombardiert und für die Organisierung der
Proteste, oder auch der bloßen Teilnahme, abgestraft. Die Anklage erfolgt
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wegen  unerlaubter  Teilnahme  an  Demonstrationen  und  unter  dem Anti-
Terrorparagraphen 3713, Verdacht auf Gründung terroristischer Vereinigung
zum  Sturz  der  Regierung,  und  kann  lebenslange  Haftstrafen  nach  sich
ziehen.  Journalisten,  die  regierungskritische  Arbeit  leisten,  erhalten
Todesdrohungen der Erdogan-Anhänger und werden aus dem Beruf gedrängt
– trauriger Höhepunkt ist die weltweit größte Anzahl inhaftierter Journalisten
in  der  Türkei.  Wohnungen  von  StudentInnen  werden  gestürmt  und
durchsucht, Fußballfanclubs, die sich an den Protesten beteiligt hatten, mit
Repression  und  Schikane  überzogen.  Festnahmen  von  AnwältInnen,
BürgermeisterInnen, StraßenverkäuferInnen, politisch Organisierte, kurzum
jeder,  der  es  wagte,  sich der Regierung in den Weg zu stellen,  soll  die
Repression  erfahren.  Auch  MitarbeiterInnen  des  Staates,  wie  etwa
LehrerInnen, die zu den Protesten aufriefen oder ArchitektInnen, die an der
Stadtplanung beteiligt waren und sich den Plänen der AKP widersetzten,
bekamen  die  Macht  der  Partei  zu  spüren:  Der  Architekten-  und
Ingenieurskammer entzog man das Recht auf zukünftige Mitsprache beim
Stadtbau und unliebsame Beamte wurden strafversetzt.

Trotz  des  rücksichtsloser  Gewalt  der  Polizei  ist  die
Bereitschaft  zum  Widerstand  ungebrochen  –  Die

gemeinsamen Kämpfe schweißten die Bewegung nur noch
mehr zusammen

I m  k r a s s e n
W i d e r s p r u c h
dazu  steht  die
Aufarbeitung der
G e w a l t t a t e n
s e i t e n s  d e r
Staatsorgane ,
wie  der  Polizei
o d e r  d e n
Sondereinsatztru
ppen.  Trotz  6
T o t e r
DemonstrantInn
e n ,  8 0 0 0
Verletzter,  der
V e r s e n k u n g
g a n z e r



Straßenviertel in
W o l k e n  v o n
Tränengas,  dem
E i n s a t z  v o n
Chemikalien  in
Wasserwerfern
u n d  d e m
d i r e k t e n ,
ö f f e n t l i c h e n
E i n s a t z
hemmungsloser
Gewalt  auf  den
Straßen,  kommt
e s  n i c h t  z u
Prozessen  oder
Aufklärung  der
Verstöße,  der
Misshandlungen
und  Folter  im
Gewahrsam.  Die
Methoden  der
Polizei  werden
g e d e c k t ,  u m
w e i t e r h i n
w i l l f ä h r i g e
Marionetten  zu
haben,  sollten
d i e  P r o t e s t e
w i e d e r  a n
I n t e n s i t ä t
zunehmen.

Die Größenordnung der Bewegung hat mit aller Deutlichkeit gezeigt, wie viel
vorher bedeckter Unmut gegen die Regierungspartei AKP besteht und, dass
man nicht  mehr  bereit  ist  ihre  gewerkschaftsfeindliche,  rassistische  und



autoritäre Politik zu tragen. Die Partei hat es bewusst auf eine Spaltung der
Bevölkerung abgesehen, treibt die Aufhebung der Säkularisierung voran und
führt einen gezielten Kampf gegen Gewerkschaftsrechte und Tarifverträge.

Doch neben der Trennung des Landes in Anhänger Erdogans und dessen
Gegner, bewirkte dieser Kurs auch einiges Positives. Den linken Kräften im
Land war es nach langer Zeit möglich, sich wieder ihrer Stärke bewusst zu
werden und Erfahrungen in der Organisierung einer Massenbewegung zu
sammeln. Die direkte Zusammenarbeit zwischen Kurden und Türken schloss
eine Lücke, welche für zukünftige Kämpfe entscheidend sein kann. Viele der
beteiligten Personen und Gruppen besitzen nun eine stärkere Vernetzung als
jemals zuvor. Gerade  auch Jugendliche, welche einen Anteil von 43% der
Bevölkerung ausmachen, zogen wertvolles Wissen aus der Organisierung und
erfuhren direkt, wie unumgänglich militante Verteidigung einer Bewegung
und des Stadtviertels ist und welche Strukturen dazu benötigt werden. Einen
auffällig großen Anteil an den Protesten hatten Frauen, die  besonders von
den Angriffen der AKP betroffen sind. Sie sollen in die Rolle als Mutter der
Familie  gedrängt  werden  und  man  will  ihnen  gezielt  die  politische
Mitsprache  verweigern.  Da  diese  Rückkehr  zu  antiquierten
Gesellschaftsbildern für den Großteil der Frauen nicht hinnehmbar ist, waren
sie in allen Teilen des Landes in den vordersten Reihen der Demonstrationen
und Blockaden aktiv.

 

Die Proteste legten jedoch auch einige Schwächen der Bewegung zu Tage.
Viel zu wenig setzte man seine Kräfte auf die Organisierung des Streiks als
politisches Druckmittel  gegen die türkische Regierung und die EU. Zwar
beteiligten sich teilweise über 200.000 TeilnehmerInnen an den wenigen
durchgeführten,  die  Ausrufung  des  unbefristeten  Generalstreiks  wurde
jedoch gescheut.  Bei  einer  gewerkschaftlichen Organisierung von gerade
einmal 10% zeigt sich aber, dass der Streik als Kampfmittel einen deutlichen
Rückhalt in der Bevölkerung erfährt und gerade dessen Einsatz gezielt voran
getrieben werden sollte, um die Proteste von einer reinen Straßenbewegung
hin  zu  einer  Bewegung  in  den  Betrieben  und  Fabriken  des  Landes
auszuweiten. Nur so kann der Protest in die Offensive gehe, gezielt größere



Teile  der  Arbeiterschaft  einbinden und den Staat  an seiner  Achillesferse
treffen; sprich: Ihn, mittels Organisierung der eigenen Versorgung und dem
Aufbau von Räten in den Betrieben, wirtschaftlich lahmzulegen.

Anfang September nahmen die Ereignisse in der Türkei wieder an Fahrt auf.
Trotz  der  massiven Einschüchterung beteiligten sich  erneut  Tausende in
verschiedenen Großstädten des Landes. Der Protest entzündete sich an den
Plänen  der  Regierung,  in  Ankara  eine  Straße  durch  den  Wald  des
Un ivers i t ä t sge ländes  zu  bauen  und  dami t  ve rbundenen
Abholzungsmaßnahmen. Einen weiteren Grund stellte der Tod eines jungen
Aktivisten in Antalya dar, der an den Folgen eines Kopfschusses mit einer
Tränengasgranate starb. Die Beteiligung entspricht jedoch bei weitem nicht
den Zahlen von Juni oder Juli. Trotz des unveränderten Vorgehens der AKP
hat  die  Beteiligung  der  Bevölkerung  an  den  Protesten  nur  noch  einen
Bruchteil ihrer anfänglichen Größe. Anfang 2014 stehen jedoch Wahlen an,
welche  die  ungelösten  Probleme  und  Konflikte  in  der  Türkei  mit  hoher
Wahrscheinlichkeit  wieder  aufwerfen  werden.  Die  Frage  ist:  wird  die
Regierung  erneut  einen  derartigen  Konfrontationskurs  fahren?

Die Reaktion der AKP auf den Widerstand der Bevölkerung macht deutlich,
dass von der Partei kein Einlenken zu erwarten ist. Die Presse wird als Mittel
verwendet, Propaganda zu verbreiten und die Bevölkerung im Interesse der
herrschenden Klasse gegen bestimmte Gruppen aufzuhetzen – als Reaktion
auf  die  Gezi-Proteste  ließ  die  AKP  eine  Propaganda-Armee  von  6000
Mitgliedern aufstellen, welche speziell Einfluss auf die neuen Medien wie
Facebook, Twitter, Youtube oder Instagram nehmen soll.

Es muss sich von der Vorstellung verabschiedet werden, durch Reformen
oder Forderungen eine Änderung bewirken zu können, sei es in der Türkei
wie auch in jedem anderen Land. Die jahrelange Toleranz der repressiven
Politik Erdogans, das Anpreisen seiner Fortschrittlichkeit und das Ziel, diese
Politik auch auf andere Länder der Region zu übertragen, zeigen, dass die
führenden Nationen des Westens kein Interesse an einer demokratischen
Entwicklung haben, sondern glasklar ihre Interessen vertreten sehen wollen
–  die  Interessen  des  Kapitals.  Selbst  die  heuchlerische  Verurteilung  des
Vorgehens  der  türkischen  Repressionsorgane  sollte  nur  darüber  hinweg



täuschen,  dass  man sich  einzig  und allein  Sorgen um die  Stabilität  des
Landes  als  verlässlichen  Partner  machte.  Wenn  die  Opposition  gegen
Erdogan wieder zunimmt und sie Erfolg haben will, wird man nicht um die
Frage  der  taktischen  Ausrichtung  herum  kommen.  Wer  die  Regierung
herausfordert,  muss ein konkretes Alternativprogramm aufstellen können,
statt sich in andauernden Demonstrationen und Protesten zu verlieren. Ohne
die Ausarbeitung und Anwendung eines Programms, wird man nie über den
Status einer bürgerlichen Protestbewegung
hinwegkommen und kann aller besten Falls die Abdankung eines Ministers
erreichen, nicht aber an der Macht der Partei und ihrer Günstlinge rütteln.

Die Überwindung der Verhältnisse in der Türkei ist zwangsläufig mit der
Überwindung  des  Kapitalismus  verbunden.  Mit  einem  reformistischen
Programm ist nichts zu erreichen, es wird die Bewegung in den Mühlen des
bürgerlichen  Parlamentarismus  untergehen  lassen  –  Die  Interessen  der
Arbeiterschaft  sind unvereinbar  mit  den Interessen eines  kapitalistischen
Systems.

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe


